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Praambel:

Das in Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz verankerte Gleichberechtigungsgebot ,Manner und Frauen sind gleichberechtigt*
ist immer noch nicht verwirklicht. Mit dem formulierten Staatsziel: ,Der Staat fordert die tats&chliche Durchsetzung
der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin” wird der
Staat in die Pflicht genommen, aktiv tétig zu werden und die Wirklichkeit im Sinne des Gleichberechtigungsgebotes
zu gestalten. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass gleiches Recht fur sich allein noch nicht ausreicht, um tatsachliche
Gleichberechtigung herzustellen. Vielmehr sind zusatzlich besondere Mainahmen und rechtliche Regelungen, die
Frauen direkt zugute kommen, erforderlich.

Die Stadt Rheine setzt sich sowohl gegeniiber ihren Beschaftigten wie auch in ihrer sachlichen Tatigkeit fur die
gleichwertige gesellschaftliche Teilhabe beider Geschlechter ein. Unterschiedliche Lebenserfahrungen und Sichtwei-
sen der Geschlechter miissen in alle Entscheidungsprozesse eingehen.

Im Vordergrund steht der Gender-Mainstreaming-Ansatz. Die Anwendung des Gender-Mainstreaming-Prinzips bedeu-
tet, dass die jeweiligen Ausgangsbedingungen, Lebensentwiirfe, Prioritaten und Bedirfnisse von Frauen und Mannern
auf allen Entscheidungsebenen selbstversténdlich einbezogen werden und bereits in der Planungsphase sowie bei
der Durchfiihrung, Begleitung und Bewertung von Manahmen deren moglicherweise unterschiedliche Auswirkungen
auf Frauen und Manner berlicksichtigt werden.

Gender-Mainstreaming und spezielle FrauenférdermaBnahmen sind also zwei notwendige und wie oben schon er-
wahnt, sich gegenseitig ergénzende Strategien, um die im Grundsatz verankerte rechtliche und tatséchliche Gleich-
stellung zu erreichen.

Daher ist die Gleichstellung von Frau und Mann und die Frauenforderung eine Gemeinschaftsaufgabe, die von allen
Personalverantwortlichen gleichermafien wahrzunehmen ist.

Frauenférderung ist ein Teil jeder Personalentwicklungsplanung.

Der Frauenforderplan enthalt:

. Allgemeine Ziele
Il: Leitlinien fiir die fiinf Handlungsfelder:



— Beseitigung der Unterreprasentanz von Frauen
— Ausbildung
— Personalentwicklung
— Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie
generelle Organisation und geschlechtergerechte Unternehmenskultur
Konkrete Zielvorgaben fiir die Zeit bis Ende 2012
Diese Zielvorgaben werden dadurch umgesetzt, dass der Gender-Mainstreaming-Ansatz in allen Handlungs- und

Aktionsfeldern verfolgt wird.

Er beinhaltet insbesondere im Rahmen der Handlungsfelder (im Teil Il) verbindliche Vorgaben fur Vorgesetzte,
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Trotz des offiziellen Begriffs Frauenférderplan bertcksichtigt dieser Plan nicht nur die Interessen der weiblichen Be-
schaftigten unserer Verwaltung, sondern.er enthélt in zahireichen Bereichen — wie Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie, flexible Arbeitszeitmodelle, Zusammenarbeit von Frauen und Mannern, Fiihrungsstil und Sprache — MaRnah-
men, von denen Manner ebenso wie Frauen profitieren.

Die Fortschreibung des Frauenforderplanes der Stadtverwaltung Rheine ist notwendig, weil noch nicht in allen Berei-
chen des beruflichen Lebens die erstrebte Chancengleichheit zwischen Frauen und Mannern erreicht worden ist. So
sind Frauen nach wie vor in den Spitzenpositionen aller Laufbahnen in geringer Anzahl vertreten.

Entsprechend der gesetzlichen Grundlage des § 5 a Landesgleichstellungsgesetz NW haben die Kommunen einen

Frauenférderplan zu erstellen und fortzuschreiben.
Sinn dieses Frauenférderplanes ist es, in zahlreichen Punkten zu sensibilisieren und einen Diskussionsprozess an-

zustolRen bzw. weiterzuentwickeln.

Erfolgreich ist dieser Frauenférderplan, wenn Fahigkeiten wie Kreativitat, Intuition, Kommunikationsfahigkeit,
Kooperationsbereitschaft und Teamfahigkeit im Verwaltungsalltag zunehmend an Bedeutung gewinnen, und zwar fr
Manner und Frauen.

Alle Fiihrungskrafte tragen die Mitverantwortung daflir, dass die hier formulierten grundsatzlichen Ziele in einem
angemessenen Zeitraum realisiert werden.



L. Allgemeine Bestimmungen

1 Zielsetzung

Der Frauenforderplan hat zum Ziel, das in der Verfassung verankerte Gleichstellungs- und Gleichbehandlungsgebot
von Frauen und Mannern in der Stadtverwaltung Rheine zu verwirklichen.

Der Frauenfdrderplan soll dazu beitragen, die Forderungen des Grundgesetzes und des Landesgleichstellungsgeset-
zes NW nach Gleichbehandlung und Gleichstellung zu erfiillen und Strukturen in der Verwaltung zu schaffen und
weiterzuentwickeln, die es Frauen ermdglicht, in allen Bereichen, Berufen und Funktionen paritatisch vertreten zu
sein.

Nach MaRgabe der Landesgleichstellungsgesetzes NW sowie anderer Vorschriften zur Gleichstellung von Frauen
und Mannern (Art. 3Abs. 2 GG, Gender-Mainstreaming-Richtlinie der EU) werden Frauen gefordert, um bestehende
Benachteiligungen abzubauen.

Frauen und Manner miissen die Méglichkeit haben, familidren Aufgaben (z. B. Betreuung von Kindern und pflege-
bedurftigen Angehorigen) ohne berufliche Nachteile nachzugehen.

Auch mittelbare Diskriminierung soll vermieden bzw. abgestellt werden. Eine mittelbare Diskriminierung liegt z. B.
dann vor, wenn eine geschlechtsneutrale Regelung oder Malnahme ein Kriterium enthalt, das tatséchlich far ein
Geschlecht eine unverhaltnismaRige Wirkung hat, ohne dass dies durch zwingende Grlinde gerechtfertigt ist.

2 Geltungsbereich
Der nachstehende Frauenférderplan gilt fir die Stadtverwaltung Rheine.

Bei der Griindung eines Unternehmens in Rechtsformen des Privatrechts durch das Land, einer Gemeinde oder
einem Gemeindeverband soll die Anwendung des LGG'im Gesellschaftsvertrag vereinbart werden. Gehort dem Land,
einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Gebietskérperschaften die Mehr-
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heit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter
darauf hin, dass in dem Unternehmen die Ziele des LGG beachtet werden (LGG § 2 Abs. 3).

3 Ziele des Frauenférderplanes

Erhéhung des Frauenanteils in allen Laufbahnen, in denen Frauen unterreprasentiert sind, insbesondere
in den jeweiligen Spitzenpositionen der Laufbahnen (A 9 mittlerer Dienst mit Zulage, A 12, A 13 gehobener
Dienst, A 15, A 16, BBO und den entsprechenden Entgeltgruppen des TV&D)

Starkung des Frauenanteils in verantwortungsvollen Positionen

Forderung der individuellen Berufsentwicklung

Forderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Akzeptanzsteigerung von Beurlaubungen; Begleitung wahrend der Beurlaubung

Weiterentwicklung von flexiblen Arbeitszeitmodellen

Ermdglichung von Teilzeitarbeit an jedem Arbeitsplatz

Vereinbarkeit von Teilzeitbeschéaftigung mit der Wahrnehmung von Fiihrungsaufgaben sowie Erhéhung
des Anteils von Teilzeitbeschaftigten in Flihrungsfunktionen

Sensibilisierung der Vorgesetzten bei Beurteilungen

Uberarbeitung der Inhalte in Auswahlverfahren

Erhdhung des Frauenanteils an Fortbildungen

mehr halbtdgige hausinterne Fortbildungen

gezielte Fortbildung von Frauen zur Vorbereitung auf Flihrungspositionen

Férderung eines mitarbeiter-/mitarbeiterinnenorientierten Flihrungsstils

Analyse der Situation behinderter Frauen

Geschlechtergerechte Sprache

Erhdhung des Manneranteils an der Eltern-/Beurlaubungszeit und Teilzeit

Erhthung des Frauenanteils an den Beschéftigten mit Behinderung

Implementierung des Gender-Mainstreaming-Prinzips



IIl. Leitlinien, Ziele und MaBnahmen der Frauenférderung
Allgemeine MaRnahmen auf der Steuerungsebene

Auf der Steuerungsebene wird Frauenférderung als Gemeinschaftsaufgabe definiert und Zielquoten werden verein-
bart. Zur Steuerungsebene gehdren auch geschlechtergerechte Personalentwicklungskonzepte, Aus- und Fortbil-
dungskonzepte, frauengerechte MaRnahmen bei Auslagerung von Aufgaben, Umgang mit Personalpools bei Haus-
haltssicherungskonzepten, familiengerechte Arbeitszeitmodelle sowie die Entwicklung birgerinnenfreundlicher Pro-
dukte. Bei Haushaltssicherungskonzepten, KonsolidierungsmaRnahmen u. 8. ist darauf zu achten, dass diese nicht
einseitig zu Lasten der Beschaftigung von Frauen gehen. Umfassende Aufgabendnderungen, Umstrukturierungen
und OrganisationsentwicklungsmaBnahmen sind im Planungsstadium auf ihre Auswirkungen auf die Beschaftigten-
struktur zu prifen.

Es werden spezifische Zielquoten (die gesetzlich durch das Landesgleichstellungsgesetz vorgegebene Zielguote ist
50 v. H.) vereinbart, mit Hilfe derer innerhalb von jeweils 3 Jahren der Anteil der weiblichen Beschaftigten insgesamt
und speziell in Fiihrungspositionen gesteigert werden soll, solange Frauen dort unterreprasentiert sind.

Handlungsfeld A: Beseitigung der Unterreprasentanz von Frauen
Ziele:

- Erhéhung des Frauenanteils in allen Laufbahnen, in denen Frauen unterreprasentiert sind
- Erhthung des Frauenanteils in Fachbereichen, in denen Frauen unterreprasentiert sind

Leitlinien
1 Stellenbesetzungsverfahren

Im Rahmen von Personalauswahlverfahren ist, auch bei der Ubertragung an Dritte, z. B. Assessmentcenter, bereits
vor der Stellenausschreibung die friihzeitige Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten gemaf § 18 Abs. 2 LGG zu
gewahrleisten.
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Die Gleichstellungsbeauftragte wird rechtzeitig iber frei werdende Stellen informiert.

1.1 Interne und externe Stellenausschreibungen

Interne Stellenausschreibungen
Stellen sind intern auszuschreiben.

Ziel der Ausschreibung ist es, allen in Frage kommenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Maglichkeit zu geben,
ihr Interesse an einer ausgeschriebenen Stelle zu bekunden und in einem transparenten Auswahlverfahren ihre jewei-
lige Eignung fir die Stelle darlegen zu kénnen.

Dies soll nicht nur zu einer gerechten Grundlage beim Auswahlverfahren beitragen, sondern auch den Kreis der
Bewerberinnen und Bewerber im Sinne der ,Bestenauslese” des Artikels 33 Abs. 2 Grundgesetz vergrofiiern.

Ausnahmen sind im § 8 Abs. 8 LGG geregelt.

Externe Stellenausschreibungen

Soweit Stellen aufgrund besonderer fachspezifischer Anforderungen mit Absolventinnen und Absolventen einschlagi-
ger Ausbildungsgéange besetzt werden missen, die nicht in der Dienststelle beschaftigt sind, sind diese extern

auszuschreiben.
Liegen nach einer internen Ausschreibung keine Bewerbungen von Frauen vor, die die geforderte Qualifikation erfullen,

und ist durch haushaltsrechtliche Bestimmungen eine interne Besetzung nicht zwingend vorgeschrieben, soll die
Ausschreibung o6ffentlich einmal wiederholt werden (§ 8 Abs. 2 LGG).

a) Ausnahmen zum internen und externen Stellenausschreibungsverfahren sind im § 8 Abs. 1, 2 und 8 LGG geregelt.



b) Es ist darauf hinzuweisen, dass die zu besetzende Stelle mit Teilzeitbeschaftigten besetzt werden kann, soweit
nicht zwingende dienstliche Griinde dem entgegenstehen.

c) Fiir Bereiche, Berufe und Funktionen, in denen Frauen unterreprasentiert sind, werden interne und externe Stelle-
ausschreibungen so gestaltet, dass Frauen sich gezielt angesprochen fiihlen. Im Ausschreibungstext wird hinzu-
gefiigt: ,.Bewerbungen von Frauen sind ausdriicklich erwiinscht. Bei gleicher Eignung, Befahigung und fachlicher
Leistung werden Frauen bevorzugt beriicksichtigt, sofern nichtin der Person eines Mitbewerbers liegende Grinde
Uberwiegen.” (vgl. § 8 Abs. 4 Satz 2 LGG)

d) Die Personalverantwortlichen sind aufgefordert, Frauen bei entsprechender Qualifikation verstarkt zu Bewerbun-
gen um hoherwertige Stellen zu motivieren und sie auf diesem Wege zu unterstitzen.

e) Das Anforderungsprofil einer Stelle ist bereits vor der Stellenausschreibung klar zu beschreiben. Hierbei ist zu
priifen, ob und wie geleistete Familienarbeit qualifizierend fiir die jeweils auszuschreibende Stelle sein kann.

f) Die Verwaltung informiert die aus familidren oder anderen Griinden beurlaubten Bediensteten (ber interne Stellen-
ausschreibungen soweit eine Besetzung der ausgeschriebenen Stelle mit den beurlaubten Beschaftigten moglich

ware.

1.2 Personalauswahl

a) Test- und Auswahlverfahren sowie Vorstellungsgesprache sind so zu gestalten, dass sie nicht zu einer Benach-
teiligung von Frauen fihren. In Auswahlgremien sollen Frauen und Manner paritatisch vertreten sein. Sollte eine
paritatische Besetzung nicht méglich sein, sind die Grinde hierfiir schriftlich festzuhalten(vgl. § 9 Abs. 2 LGG).

b) Die Personalauswahl hat aufgrund von nachgewiesener Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung zu erfolgen.
Dabei sollen persénliche Eigenschaften wie soziale Kompetenz, Kommunikationsfahigkeit, Teamfahigkeit, Krea-
tivitat und partnerschaftliches Denken berlicksichtigt werden.
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c) Mitglieder von Auswahlkommissionen werden darin geschult, unterschiedliche Verhaltensweisen bei Frauen und
Mannern zu erkennen und diese mit in die Bewertung einflieRen zu lassen. Weiter werden die Mitglieder der
Auswahlkommission darin geschult, ihre unterschiedlichen Wahrnehmungen von Bewerberinnen und Bewerbern
zu analysieren.

d) In Bereichen, in denen Frauen unterreprasentiert sind, sind bei Vorliegen der geforderten Qualifikationen mindestens
ebenso viele Frauen wie Manner oder alle Bewerberinnen zum Vorstellungsgesprach einzuladen (§ 9 Abs. 1
LGG).

e) Die Terminierung der Vorstellungsgesprache erfolgt in Abstimmung mit der Gleichstellungsbeauftragten.

f) NachAblauf eines Stellenbesetzungsverfahrens wird von der Fachbereichsleitung den nicht zum Zuge gegkommenen
Kandidatinnen und Kandidaten soweit gewiinscht ein ehrliches Feedback gegeben, um deren weitere Personal-
entwicklung zu fordern.

1.3 Stellenbesetzungen

a) Bei gleicher Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung sind Frauen bevorzugt einzustellen bzw. umzusetzen,
wenn in der jeweiligen Funktionsgruppe/der jeweiligen Laufbahn weniger Frauen als Manner sind, sofern nichtin
der Person eines Mitbewerbers liegende Griinde Uberwiegen.

b) Zu den Qualifikationen der Leitungs- und Fiihrungskréfte gehéren notwendigerweise auch Kenntnisse, Sensibili-
tdt und Engagement fur die Zielsetzungen:

- Gleichstellung von Frau und Mann

- Frauenférderung

- Vereinbarkeit von Beruf und Familie

- Beseitigung mittelbarer Diskriminierung/AGG

- Unterbindung von sexueller Belastigung am Arbeitsplatz »



c) Bisherige Teilzeitbeschéaftigung oder Unterbrechung der Erwerbstatigkeit durch Betreuung von Kindern oder pfle-
gebedirftigen Angehérigen darf in keinem Fall zum Nachteil der Bewerberinnen und Bewerber gewertet werden
(§ 10 Abs. 2 LGG).

d) Bei Abordnungen und Umsetzungen, die dazu dienen kénnen, Qualifikationen zu erlangen und ggf. spater zur
Beférderung bzw. zur Hhergruppierung fihren kénnen, sind Frauen bei gleicher Eignung, Befahigung und fachli-

cher Leistung fiir den konkreten Arbeitsplatz so lange vorrangig zu beriicksichtigen, bis sie in den entsprechen-
den Bereichen/Funktionen und Besoldungs- bzw. Vergiitungsgruppen gleichermafen reprasentiert sind.

2 Beforderungen/Héhergruppierungen

Firr Beférderungen und Hohergruppierungen gilt ebenfalls, dass Frauen bei gleicher Eignung, Beféhigung und fach-
licher Leistung bevorzugt beriicksichtigtwerden, bis in den unterschiedlichen Bereichen und Funktionen, Entgelt-
und Besoldungsgruppen eine paritatische Besetzung der Stellen erreicht ist, sofern nicht in der Person eines Mitbe-

werbers liegende Griinde iiberwiegen. Dabei sind die fir Stellenbesetzungen geltenden Auswahlkriterien anzuwen-
den.

Handlungsfeld B: Ausbildung
Ziel:

- Erhéhung des Anteils von Frauen in Ausbildungsberufen, in denen Frauen unterreprésentiert sind
Leitlinien

Ausbildung
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Frauen und Manner haben den gleichen Zugang zu allen Ausbildungsverhaltnissen sowie den jeweiligen Vorberei-
tungsdiensten, sofern rechtliche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen. Die Stadtverwaltung Rheine ist be-
miiht, in den Ausbildungsbereichen, in denen weibliche Beschéftigte unterreprasentiertsind, mindestens die Halfte
der Ausbildungsplatze mit Frauen zu besetzen, sofern Bewerberinnen gleicher Qualifikation in erforderlicher Anzahl
zur Verfligung stehen.

In Ausbildungsberufen, in denen Frauen nicht vertreten oder unterreprasentiert sind, wird dem Ausschreibungstext
der gleiche Zusatz wie unter Il. Handlungsfeld A, Pkt. 1.1 hinzugefligt, § 8 Abs. 4 Satz 2 LGG.

Frauen sind nach der Ausbildung bei gleicher Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung in allen Berufen minde-
stens entsprechend dem Anteil an den Auszubildenden in ein Beschéftigungsverhaltnis zu ibernehmen. Wenn in ei-
nem Bereich Frauen unterreprésentiert sind, werden sie bei gleichem Ausbildungsabschluss bevorzugt bertcksich-
tigt, wenn nicht in der Person eines Mitbewerbers/einer Mitbewerberin liegende Grinde Gberwiegen.

Die Verwaltung wird bei den Ausbildungseinrichtungen darauf hinweisen, dass Informationen tber die Gleichstel-
lungsziele und -aufgaben zu den Ausbildungsinhalten gegeben werden. Die Bedeutung der Aus- und Weiterbildung
fur die Lebensplanung der Frauen ist dabei bewusst zu machen; dies gilt sowohl fiir den internen als auch flr den
externen Ausbildungsbereich.

Beschéftigten wird ermdglicht, soweit zwingende dienstliche Griinde nicht entgegenstehen, parallel zur Erwerbsta-
tigkeit an einer Umschulung oder weiterfiilhrenden Ausbildung, durch Vereinbarung geeigneter Manahmen (z. B.
durch flexible Arbeitszeit, Arbeitszeitverkiirzung, kurzfristige Freistellung oder Beurlaubung), teilzunehmen.

Handlungsfeld C: Personalentwicklung, Fortbildung

Ziele:

1. Vorbereitung auf verantwortungsvolle Positionen
2. Erhéhung des Frauenanteils in verantwortungsvollen Positionen
13



3. Qualifizierung der weiblichen Fiihrungskrafte
4. Erhdhung des Anteils von Frauen an Fortbildungen
5. Qualifizierung der beurlaubten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
6. Gezielte Berufs-/Karriereplanung fur Frauen
Leitlinien
1 Personalentwicklung

a) Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern der Fachbereiche, des Personalmanagements,
der Personalentwicklung, des Personalrates und der Gleichstellung, verfolgt die im Frauenforderplan festgelegten
Ziele und Maftnahmen zur Erreichung des Gender-Mainstreaming-Ansatzes. Auf Geschlechterparitat ist zu ach-
ten.

b) Das Kriterium der Geschlechtergerechtigkeit ist ein wesentliches Leitziel von Personalentwicklung. Perso-
nalentwicklung im Sinne des Frauenférderplanes hat die Beteiligung von Frauen in einem Umfang sicherzustel-
len, der eine positive Verdnderung der Beschéftigtenstruktur, insbesondere im gehobenen/im héheren Dienst und
bei Flihrungspositionen, erwarten |asst.

c) Die Personalverantwortlichen entwickeln in Abstimmung mit der Gleichstellungsbeauftragten Vorschlage zur Er-
reichung eines héheren Frauenanteils, die innerhalb eines festzulegenden Zeitraums zu realisieren sind. Diese
Vorschlage werden mit den Fachbereichsleitungen und dem Personalrat vereinbart (Kontrakte).

d) Bei der Entwicklung von Konzepten ist zu beriicksichtigen, dass auch Mitarbeiterinnen und Mitarbesiter, die Beruf

und Familie miteinander vereinbaren, mit einbezogen werden. Eine Organisationsform, die diese Gruppe faktisch
ausschlief3t, widerspricht dem Verbot der mittelbaren Diskriminierung.
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e) Geplante umfassende Aufgabenédnderungen, Arbeitsverteilung oder Organisationsentwicklungen sind im Vorfeld
auf ihre Auswirkungen auf die Beschéftigtenstruktur zu tiberpriifen. Eine Verschlechterung zu Ungunsten der
weiblichen Beschaftigten ist grundsatzlich auszuschlieRen bzw. durch Ausgleichsmafnahmen abzufedern, z. B.
Qualifizierung fir hoherwertige Tatigkeiten.

f) Personalentwicklungscontrolling wird durchgefiihrt.

2 Aus- und Fortbildung
2.1 Allgemeine Bestimmungen
a) Bei der Benennung von Ausbilderinnen und Ausbildern wird eine Geschlechtsparitat angestrebt.

b) Fortbildungsangebote werden so ausgeschrieben, dass alle in Frage kommenden Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter rechtzeitig informiert sind. Dies gilt auch fiir Teilzeitkrafte und Beurlaubte. Vorgesetzte haben die Fort- und
Weiterbildungsbemiihungen von Frauen und Mannern gleichermafen zu unterstitzen und ggf. besonders zu mo-
tivieren. Der Nachweis ist fur den Umsetzungsbericht des FFP zu erbringen (§ 5 a Abs. 6 LGG).

c) Frauen sind zur Ubernahme von Fiihrungspositionen zu qualifizieren. Hierflr sind neben den gangigen Seminaren
auch spezielle Fiihrungsseminare fiir Frauen anzubieten. Zur Gewahrleistung einer allgemeinen Informationszu-
gangsmoglichkeit, Durchfiihrung und Planung ist die Fortbildungsorganisation in der Verwaltung zu zentralisie-
ren. Im Kontext der derzeitigen Ressourcenverantwortung ist durch ein zentrales ,Personalentwicklungscontrolling”
ein aufgaben- und anforderungsgerechter Qualifizierungsstandard in den Organisationseinheiten der Stadtverwal-
tung sicherzustellen.

d) Die Teilnahme an den Fortbildungsveranstaltungen gilt fiir Vollzeit- sowie Teilzeitbeschaftigte fiir die gesamte
Dauer der Veranstaltung als Dienst. Die teilnahmebedingten Zeiten sind auf die Arbeitszeit anzurechnen und nach

den tariflichen bzw. gesetzlichen Regelungen iiber Uberstunden/Mehrarbeit abzugelten.
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e) Es ist darauf hinzuwirken, dass alle Fortbildungsveranstaltungen so angeboten werden, dass sowohl Muttern und
Vitern mit betreuungsbediirftigen Kindern oder Beschaftigten, die pflegebedirftige Angehérige versorgen, als
auch Teilzeitbeschéftigten die Teilnahme ermaoglicht wird.

f) Fort-und Weiterbildungsveranstaltungen sind dienstliche Veranstaltungen im Sinne des Dienstunfallrechts. Durch
eine Teilnahme geltend gemachte Fahrtkosten werden auch den beurlaubten Kraften erstattet.

g) Die Biirgermeisterin wirkt darauf hin, dass bei der Gestaltung des Fortbildungsprogramms Seminare zum Thema
"Gleichstellung von Frau und Mann" aufgenommen werden. Fiir Beschéftigte in Vorgesetztenfunktionen bzw.
Ausbildungsfunktionen ist eine Teilnahme an Seminaren mit dieser Thematik verpflichtend.

2.2 Fortbildungen fiir Fiihrungskrafte- und Filhrungsnachwuchskréfte

a) In Fiihrungskréfte- und Fiihrungsnachwuchskrafteseminaren sind unter anderem auch die Themenstellungen

- Gleichstellung/Verbot der mittelbaren Diskriminierung

- Personalentwicklung/Frauenférderung

- Vereinbarkeit von Beruf und Familie

- Unterbindung von sexueller Belastigung und Mobbing am Arbeitsplatz
- geschlechtergerechte Sprache

- geschlechtergerechtes Beurteilungswesen

ausdriicklich zu behandeln. Mit Referentinnen und Referenten sind entsprechende Konzepte abzustimmen.

b) Die Teilnahme an entsprechenden Seminaren ist fiir alle Fiihrungskréfte verbindlich. Fir die Ubernahme von
Fuihrungsaufgaben ist sie Voraussetzung, sofern die Teilnahme erméglicht wurde. War die Teilnahme ohne Ver-
schulden der Bewerberin/des Bewerbers nicht maglich, ist sie bei Auswahl der Bewerberin/des Bewerbers
schnellstmdglich nachzuholen. Hierbei istden Fihrungskraften und dem Fiihrungskréftenachwuchs die ,Gender-
Kompetenz" zu vermitteln.
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2.3 Seminare fiir Frauen

a) Den weiblichen Beschéftigten werden Seminare angeboten, die allgemeine frauenrelevante Themen beinhalten
und in der Regel von Referentinnen durchgefiihrt werden (z. B. Rhetorikkurse fiir Frauen, Selbstbehauptungs-/
Selbstverteidigungskurse etc.). Besonders fiir Mitarbeiterinnen in konflikttrachtigen Sozialbereichen sollten
Deeskalationstrainings durchgeflhrt werden.

b) Fur Beschaftigte in Elternzeit und in der Beurlaubung werden Fortbildungsmanahmen mit dem Ziel angeboten,
den Wiedereinstieg in den Beruf vorzubereiten und zu beschleunigen.

c) Mitarbeiter(innen) in der Textverarbeitung sind im-Hinblick auf die Ubernahme von sachbearbeitender Tatigkeit zu
ermutigen, an Weiterbildungslehrgangen, z. B. dem Angestellenlehrgang |, teilzunehmen.

d) Bei gleicher Eignung, Befihigung und fachlicher Leistung sind Frauen bei der Vergabe von Plétzen fur Fortbildungs-
malnahmen, insbesondere fiir Weiterqualifikation, mindestens entsprechend ihrem Anteil an den Bewerbungen
zu beriicksichtigen. In Bereichen, in denen sie bisher unterreprasentiert sind, und bei Lehrgéngen fir den gehobe-
nen und héheren Dienst sind Anmeldungen von Frauen bevorzugt zu behandeln.

3 Forderung der individuellen Berufsentwicklung von Frauen

Es finden jéhrlich im Rahmen der Personalentwicklung Mitarbeiter-/Mitarbeiterinnen-Gesprache mit den Vorgesetz-
ten statt. Zusatzlich zu den jeweils anstehenden Themen werden insbesondere Frauen beraten, weleche MaRnah-
men fur ihre Weiterentwicklung von Bedeutung sind (Fortbildung, Anreicherung der Berufserfahrung durch Arbeitsplatz-
wechsel etc.). Die Durchfiihrung der Gespréche ist fiir den Bericht zur Umsetzung des Frauenférderplanes zu
dokumentieren (§ 5a/ § 6 LGG).

Den Mitarbeiterinnen wird verdeutlicht, dass neben der Beratung und Férderung durch die Vorgesetzten die Eigeni-
nitiative der Einzelnen im Hinblick auf den beruflichen Werdegang wichtig ist.
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Mit Mitarbeiterinnen des gehobenen Dienstes werden Gesprache gefiihrt, um Perspektiven fiir den Aufstieg in den
héheren Dienst bzw. den Einsatz in herausgehobenen Positionen des gehobenen Dienstes zu erkennen.

Fiir Mitarbeiterinnen des mittleren Dienstes werden Perspektiven fiir den Aufstieg in den gehobenen Dienst gesucht.
Die Mitarbeiterinnen im mittleren Dienst sowie die Mitarbeiterinnen in den Vorzimmern sollten verstarkt weiterquali-
fiziert werden, um die Voraussetzungen zu erlangen, héherwertige Stellen zu besetzen.

Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen der Umsetzungsberichte liber die Zielerreichung dieser Forderungen zu
berichten.

Handlungsfeld D: Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Ziel:

- Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Leitlinien

1 Allgemeine Grundsiatze

Die folgenden Leitlinien gelten ausdricklich fiir Frauen und Manner.

a) Die Stadtverwaltung Rheine erleichtert ihren Beschaftigten mit betreuungsbedurftigen Kindern/Angeharigen die
Vereinbarkeit von beruflichem Engagement und familiaren Aufgaben. Dies kann durch Beurlaubung, alternierende

Telearbeit, flexible Arbeitszeitregelung oder voriibergehende Arbeitszeitreduzierung erreicht werden mit dem Ziel,
familienbedingte Ausfallzeiten so gering wie méglich zu halten.
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b) Um die tatséchliche Gleichstellung von Mannern und Frauen zu fordern, begriit die Stadtverwaltung Rheine,
wenn mannliche Beschiftigte die Méglichkeiten der Arbeitszeitgestaltung, -reduzierung und Beurlaubung ver-
starkt in Anspruch nehmen. Dabei sind die Maglichkeiten der Beurlaubung sowohl fiir Frauen als auch fir Manner
auszuschopfen.

c) Alle Beschéftigten werden durch den FB 7/11 (Personalverwaltung) iber die gesetzlichen und tarifvertraglichen
Bestimmungen beziiglich der Freistellung (z. B. bei der Betreuung von Kindern), der Reduzierung der Arbeitszei-
ten, der flexiblen Gestaltung der Arbeitszeiten sowie Uber die personlichen, finanziellen und beruflichen Konse-
guenzen informiert.

d) Einem Antrag auf Beurlaubung oder Arbeitszeitreduzierung aus familidren Grinden wird im Rahmen der gesetzli-
chen (insbesondere Teilzeit- und Befristungsgesetz - TzBfG) und tariflichen Bestimmungen entsprochen.

e) Beabsichtigt die Verwaltung, einen Antrag auf Teilzeitbeschaftigung abzulehnen, so hat die Verwaltung dies schrift-
lich zu begriinden und der Gleichstellungsbeauftragten vorzulegen.

2 Elternzeit, Beurlaubung, Wiedereinstieg in den Beruf

a) Mit Mannern und Frauen, die beabsichtigen, in die Elternzeit bzw. in die Beurlaubung zu gehen, sind Personal-
gesprache zu fiihren, die auf die Bedeutung der kontinuierlichen Erwerbsbiographie hinweisen und den Erhalt und
die Weiterentwicklung ihrer Qualifikation tiber den Zeitraum der Elternzeit/Beurlaubung zum Ziel haben. Die Personal-
verantwortlichen sind vorab fiir das Gesprach, sowohl von den Inhalten als auch von der Gespréachsfihrung her, zu
qualifizieren.

b) Im Rahmen dieses Personalgespréchs wird Personen, die bis zu 18 Monate Elternzeit in Anspruch nehmen,

soweit nachweislich wichtige dienstliche Griinde nicht entgegenstehen, die Rickkehr auf den alten Arbeitsplatz
zugesichert. Diese Zusage gilt auch fur eine beabsiehtigte Riickkehrin Teilzeit. Beil&dngerer Beurlaubung wird die
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Riickkehr an den alten Arbeitsplatz auf Wunsch der/des Beschéftigten angestrebt, soweit dienstliche Grinde
nicht entgegenstehen.

c¢) Wenn dies im entsprechenden Personalgesprach vereinbart wurde, informieren Vorgesetzte die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in der Elternzeit bzw. in der Beurlaubung regelméfig uber wichtige Veranderungen im Aufgaben-

gebiet.

d) Die Sicherstellung einer Vertretung oder die zligige Wiederbesetzung dieser Stellen ist eine Malnahme, um eine
positive Haltung gegeniiber der Beschaftigung von jungen Frauen und Muttern sowie engagierten Véatern bei
Kolleginnen und Kollegen und Vorgesetzten zu erreichen. Dies gilt méglichst fur die Zeit des Mutterschutzes
sowie fiir die Zeit der Elternzeit und ggf. der anschlieBenden Beurlaubung (analog FFP Punkt 6.1). Die Abwesen-
heit wegen Mutterschutz, Erziehungsurlaub oder Beurlaubung darf nicht zu einer unvertretbaren Mehrbelastung
der iibrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fihren.

e) In dem Fall sind qualifizierte Ersatzkrafte zu stellen. Dies kann geschehen durch befristete Arbeitsverhaltnisse,
erziehungsgeldunschadliche Beschaftigung von Beurlaubten.

f) Im Falle einer Riickkehr in Teilzeit der beurlaubten Stelleninhaberin/des Stelleninhabers ist der Ersatzkraft die
verbleibende Arbeitszeit anzubieten. Das {ibliche interne Stellenbesetzungsverfahren ist einzuhalten.

g) Entstehen durch Arbeitszeitreduzierungen Stellenreste, sind diese vorrangig den Mitarbei-tern/Mitarbeiterinnen
anzubieten, die sich in der Elternzeit befinden bzw. beurlaubt sind, um so einen stufenweisen Wiedereinstieg zu

ermoglichen.

h) Fur kurzfristig anfallende Aushilfstatigkeiten oder Vertretungen (Urlaub, Krankheit) werden verstarkt beurlaubte
Mitarbeiter/innen eingesetzt, falls sie an einer solchen Tatigkeit Interesse zeigen.

i) Besteht bei Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern der Wunsch, die Beurlaubung vorzeitig zu beenden, wird ein der
Qualifikation entsprechender Arbeitseinsatz bei entsprechender Stellenvakanz und haushaltswirtschaftlicher Lage
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vorgenommen. Bei der Besetzung freier Planstellen werden diese Beschéftigten vor externen Bewerberinnen bzw.
Bewerbern berlcksichtigt.

j) Beurlaubung aus familidren Griinden wird nicht als ,Karriereknick", sondern als Teil der Personlichkeitsentwicklung
gesehen, der die berufliche Entwicklung positiv beeinflussen kann.

k) Es wird in der Stadtverwaltung Rheine ein Klima geschaffen, dass auch Beschaftigte in Flihrungspositionen und
insgesamt mehr mannliche Beschéftigte von der Moglichkeit der Beurlaubung Gebrauch machen k6nnen.

) Beurlaubte werden wahrend ihrer Beurlaubungszeit tiber die Entwicklung der Behérde auf dem Laufenden gehal-
ten (Zusendung von Fortbildungsangeboten; allgemeinen Informationen).

m) Die Verwaltung ladt alle beurlaubten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter regelméfig zu Informationsgesprachen ein.

3 Teilzeit/Flexible Arbeitszeitmodelle
3.1 Grundsaitzliches

a) Auch unabhéngig von der Thematik ,Vereinbarkeit von Beruf und Familie" werden flexible Arbeitszeitmodelle
positiv bewertet und als vereinbar mit verantwortungsvollen Aufgaben gesehen.

b) Flexibilisierung der Arbeitszeit bedeutet auch Flexibilitét in der Aufgabenwahrnehmung, d. h., als Folge von Teil-
zeit bzw. anderen flexiblen Arbeitszeitmodellen kénnen neue Arbeitsprozesse und MalRnahmen in der Aufbau-
organisation erforderlich werden.

c) Als Konsequenz einer aufgabenbezogenen Teilzeitforderungwird die Teamarbeit ein erheblich grofileres Gewicht
in der Arbeitsorganisation als bisher erhalten.
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d)

e)

Die geltenden Arbeitszeitregelungen bei der Stadtverwaltung Rheine sind fiir Teilzeitbeschaftigte so anzuwenden,
dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf unter Wahrung der dienstlichen Belange und im Rahmen der Dienst-
vereinbarung Uber die gleitende Arbeitszeit so weit wie moglich beriicksichtigt wird. Teilzeitbeschaftigte, die min-
destens ein Kind unter 18 Jahren oder eine(n) pflegebediirftige(n)Angehdrige(n) haben, erhalten die Moglichkeit,
ihre Arbeitszeit mit den Offnungszeiten von Kindertagesstéatte, Schule und sonstigen Betreuungseinrichtungen
abzustimmen, selbst wenn die Kernarbeitszeit bzw. Regelarbeitszeit hiervon berlihrt wird, sofern dem nicht zwin-
gende dienstliche Belange entgegenstehen.

Als eine Méglichkeit der Flexibilisierung wird die ,alternierende Telearbeit" zunehmend auch in Verwaltungen
diskutiert. Die Stadtverwaltung Rheine steht dieser Entwicklung positiv gegentiber und fordert diesen Ansatz.

3.2 Teilzeitbeschaftigung

a)

b)

c)
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Teilzeit im nachfolgenden Sinne ist die Reduzierung der taglichen oder wichentlichen Arbeitszeit auf ein MaB,
das die tarifvertragliche Absicherung des Arbeitsverhaltnisses garantiert. Die reduzierte Arbeitszeit liegt unterhalb
der Regelarbeitszeit fir Vollzeitbeschéftigte, kann aber ausdriicklich mehr als die tbliche Halbtagstatigkeit um-

fassen.

Durch den Umfang der Teilzeitbeschaftigung sollte insbesondere fiir Alleinerziehende ein existenzsicherndes
Einkommen gewahrleistet sein.

Soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen, sind die Stellen einschlieBlich der Funktionen mit
Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben zur Besetzung auch in Teilzeit auszuschreiben (§ 8 Abs. 6 LGG).
Antragen von Beschéftigten auf ErmaRigung der regelmaRigen Arbeitszeit bis auf die Hélfte zur tatsachlichen
Betreuung oder Pflege mindestens eines Kindes unter 18 Jahren oder eines pflegebediirftigen sonstigen Angeho-
rigen ist zu entsprechen, soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen.

Bei Beforderungen und Héhergruppierungen darf Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kein Nachteil aus einer Teil-
zeitbeschaftigung entstehen.



d) Vorurteile Giber Teilzeitbeschéftigung oder familienbedingte Beurlaubungen werden in der Stadtverwaltung Rheine
durch Aufklarungsarbeit der Personalverantwortlichen abgebaut.

e) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die den Wunsch nach Teilzeitarbeit haben, sollten ihren bisherigen Arbeitsplatz
nach Méglichkeit behalten kdnnen. Ist dies aus dienstlichen Griinden nicht immer durchfiihrbar, so werden Personal-
verantwortliche sich um einen gleichwertigen Arbeitsplatz bemiihen. Die Gleichstellungsstelle und der Personal-
rat werden dieses Verfahren begleiten.

f) Die Reduzierung der regelméRigen wéchentlichen Arbeitszeit ist zu befristen. Auf Wunsch der Mitarbeiterin/des
Mitarbeiters kann die Reduzierung auch unbefristet vereinbart werden. Beratungsgespréch iber evtl. eintretende
Risiken miissen erfolgen. Die Befristung kann im Rahmen der bestehenden tarifvertraglichen bzw. gesetzlichen
Regelungen verlangert werden. Besteht bei befristeter Arbeitszeitverkiirzung vor Ablauf der Frist der Wunsch nach
Riickkehr auf einen Vollzeitarbeitsplatz, ist dies im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen Maglichkeiten
und der haushaltswirtschaftlichen Lage bevorzugt zu beriicksichtigen.

g) Teilzeitbeschéftigte werden die gleichen beruflichen Entwicklungs- und Fortbildungschancen eingeraumt wie Voll-
zeitbeschaftigte. Dies gilt auch flr Leitungs- und Aufstiegspositionen.

h) Antragen auf Umwandlung von Teilzeit- auf Volizeitbeschaftigung soll entsprochen werden, soweit entsprechende
Planstellen zur Verfligung stehen oder zusammengefasst werden kdnnen und die haushaltswirtschaftliche Lage
dies erlaubt. Bei Teilzeitbeschaftigten aus familidren Griinden i. S. d. Abs. 3 des § 13 LGG ist unter Ausschopfen
aller haushaltsrechtlichen Méglichkeiten ein personeller, sonst ein organisatorischer Ausgleich vorzunehmen.

Bestehen in dem betroffenen Fachbereich Personaliiberhinge (noch nicht in Stellen eingewiesene Beschéftigte),

so sind im Einzelfall das Interesse an einer Vollbeschiftigung sowie das Anliegen auf Ubernahme in eine Planstel-
le gegeneinander abzuwagen.
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i) Im Rahmen der Aufteilung eines Vollzeitarbeitsplatzes gilt der Grundsatz, dass der Arbeitsplatz wahrend der
Dauer der Arbeitszeit eines Vollbeschéftigten besetzt sein muss. Scheidet aus der Gruppe einer der Teilzeitbe-
schaftigten aus, so ist dieser Stellenanteil auszuschreiben, um eine Ersatzbesetzung zu beschaffen.

j) Sofern eine Ersatzbesetzung oder ggf. eine anderweitige Verwendung auf einer anderen, den Kenntnissen, Erfah-
rungen und der Eingruppierung entsprechenden Teilzeitstelle der verbleibenden Teilzeitkraft nicht maglich ist, wird
tiber die kiinftige Besetzung der betroffenen Stelle neu entschieden.

k) Sofern im Rahmen der Planstellenbedarfsermittiung eine Teilzeitstelle entfallt, wird die Verwaltung der teilzeitbe-
schaftigten Mitarbeiterin bzw. dem teilzeitbeschaftigten Mitarbeiter sowie den Vollzeitbeschéaftigten im Rahmen
der dienstlichen und organisatorischen Méglichkeiten eine gleichwertige und ihrer bzw. seiner Qualifikation entspre-
chende andere Stelle anbieten.

) Vorgesetzte sind (iber flexible Arbeitszeitmodelle/Teilzeitbeschéftigung zu informieren und zu sensibilisieren.

m) Interne Besprechungen (Dienstbesprechungen, Mitarbeiter-/Mitarbeiterinnen-Besprechungen etc.) werden ,teil-
zeitfreundlich" angesetzt und durchgefiihrt, sofern keine zwingenden dienstlichen Grinde entgegenstehen.

n) Teilzeitarbeit wird grundsétzlich nur in der Form von sozialversicherungspflichtiger Tatigkeit angeboten.
o) Die Personalverantwortlichen der Fachbereiche, der Fachbereich 7/11, die Gleichstellungsbeauftragte und der
Personalrat beraten die Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter im Sinne praktikabler Teilzeitmodelle. Die Form der

Halbtagsarbeit stellt nur eine Variante dar. Die Verteilung der Arbeitszeit kann auch im Wechsel von Tagen und
Wochen erfolgen. Sie muss in ihrem Rhythmus festgelegt sein.

24



Handlungsfeld E: Generelle Organisation, geschlechtergerechte Unternehmenskultur

Ziele:

- Optimale Zusammenarbeit von Frauen und Mannern
- Praktizierung eines mitarbeiter(innen)orientierten Flihrungsstils
- Geschlechtergerechte Sprache

Leitlinien

1 Verwaltungsorganisation

Bei allen Aktivitaten im Zuge von allgemeinen Organisationsmalnahmen istim Sinne des Gender-Mainstreaming
sicherzustellen, dass die Belange von Frauen Berticksichtigung finden.

Sollten durch organisatorische Mafnahmen neue Organisationseinheiten (Planstellen, Produktbereiche etc.) ge-
schaffen werden, ist analog der Regelungen im Handlungsfeld A 1 ,Stellenbesetzungsverfahren” zu verfahren.

Die Ubertragung von Funktionen auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist unter Berlicksichtigung der organisatori-
schen Rahmenbedingungen nach dem Prinzip der Bestenauslese vorzunehmen.

Gremien

Weibliche Beschéftigte sollen in allen Gremien paritatisch beteiligt werden. Bei dem Aufbau veranderter Organisa-
tionseinheiten ist darauf hinzuwirken, dass die beruflichen Chancen von Frauen einschlieRlich derUbernahme von
Fiihrungspositionen gewéhrleistet sind. Grundlage sind die Bestimmungen des Frauenforderplanes sowie des Landes-
gleichstellungsgesetzes.

2 Geschlechtergerechte Sprache

Die Umsetzung der Gleichberechtigung durch eine moderne geschlechtergerechte Verwaltungssprache wird weiterhin

betrieben.
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Alle Verfahren und Vordrucke innerhalb der Stadtverwaltung Rheine sind diesem Grundsatz anzupassen (§ 4 LGG).

3 Geschlechtsspezifische Datenerfassung

Alle Statistiken, Erhebungen und Analysen in der Personalverwaltung sowie in den einzelnen Fachbereichen sind,
auch im Rahmen des Controllings, geschlechtsspezifisch zu erfassen.

4 Auftragsvergabe

Bei der Auftragsvergabe an private Unternehmen erhélt bei gleich giinstigen Angeboten die Firma den Zuschlag,
unter Beriicksichtigung der einschldgigen Vergabebestimmungen, die den Grundsétzen der Frauenforderung folgt.

5 Unterbindung von sexueller Beldstigung am Arbeitsplatz

Die Stadtverwaltung Rheine ist verpflichtet, entsprechend dem Gesetz zum Schutz der Beschaftigten vor sexueller
Belastigung am Arbeitsplatz (Beschaftigtenschutzgesetz) Hinweisen auf sexuelle Belastigungen nachzugehen und
durch geeignete MalRnahmen ein beldstigungsfreies Arbeitsklima zu schaffen und so darauf hinzuwirken, dass
sexuelle Beldstigungen am Arbeitsplatz unterbleiben.

Als sexuelle Belastigung am Arbeitsplatz gelten z. B.

- unerwiinschter Kérperkontakt oder Ubergriffe

- anstéRige Bemerkungen, Kommentare oder Witze tUber das AuRere von Beschéftigten

- das Zeigen pornographischer Darstellungen

- das Anbringen pornographischer Darstellungen in den Dienstréaumen

- Kopieren, Anwenden oder Nutzen pornographischer und/oder sexistischer Computerprogramme auf dienstlichen
EDV-Anlagen

Sexuelle Belastigung am Arbeitsplatz ist eine Verletzung der arbeitsvertraglichen oder dienstrechtlichen Pflichten.
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Vor allem Dienstkrafte mit Leitungsaufgaben haben sexuellen Beldstigungen entgegenzuwirken und bekannt
gewordenen Fallen nachzugehen.

Die von sexueller Beldstigung Betroffenen bzw. die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die einen Vorfall sexueller
Belastigung bekannt machen wollen, haben das Recht, sich direkt an den nachst hdheren Vorgesetzten, an den
Fachbereich Interner Service/Personalverwaltung, an den Personalrat oder an die Gleichstellungsbeauftragte zu
wenden. Sie unterliegen dem besonderen Schutz und der besonderen Flrsorgepflicht der/des Dienstvorgesetzten
und dirfen keine persénlichen oder beruflichen Nachteile erfahren. Bekannt gewordenen Vorféllen ist nachzugehen;
eine sofortige Reaktion der Verantwortlichen ist notwendig. Die MaRnahmen haben sich nicht gegen die von Belas-
tigung Betroffenen zu richten, sondern gegen den/die die Manahmen Auslésenden (Verursacherprinzip).

6 Mobbing am Arbeitsplatz
Mobbing am Arbeitsplatz ist ein Problem; es lasst sich u. a. festmachen an

- Intrigen

- ibermafiger und unsachlicher Kritik an der Arbeit

- Vorenthalten wichtiger Informationen

- diskriminierenden AuRerungen {iber Kleidung, Privatieben, Aussehen, Ausdrucksweise und Ahnlichem von
Beschaftigten

- hohem Krankenstand

- indifferentem Fuhrungsstil

Um physische und psychische Symptome zu vermeiden oder abzubauen, ist bei Bekanntwerden eines Mobbing-
falles eine sofortige Reaktion der Vorgesetzten erforderlich. Die MaRnahmen haben sich nicht gegen das Mobbing-
opfer, sondern gegen die Verursacher zu richten.
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Darliber hinaus sind alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgefordert, inren persdnlichen Beitrag zu einem Arbeits-
klima zu leisten, das "Mobbing" verhindert.
Uber Personalverantwortliche ist die gezielte Fortbildung zu dieser Thematik anzubieten.

lll. Controlling

Zur Kontrolle der Umsetzung der Mafinahmen zur Férderung der beruflichen Gleichstellung von Frauen und Man-
nern werden die erforderlichen Daten von der Personalverwaltung erfasst und fortgeschrieben. Das Ergebnis istin
einem Bericht festzuhalten. Hierbei sind insbesondere durch einen Soll/Ist-Vergleich die im Frauenforderplan fest-
geschriebenen Zielquoten zu Uberprifen.

Die Birgermeisterin berichtet dem Rat der Stadt Rheine, einmal jahrlich - méglichst in der letzten Ratssitzung des
Jahres - Gber das Ergebnis des vorausgegangenen Kalenderjahres oder bei Bedarf Gber die Situation der bei der
Stadtverwaltung Beschaftigten entsprechend den Zielsetzungen dieses Frauenforderplanes. Die hieraus gewonne-
nen Erkenntnisse flieRen in die kontinuierliche Weiterentwicklung und Fortschreibung des Frauenférderplanes ein.

Nach Ablauf von drei Jahren ist zu priifen, ob die im Frauenférderplan festgeschriebenen Zielvorgaben auf der Grund-
lage der Ist-Analyse und der Prognose der zu besetzenden Stellen und der méglichen Beférderung und Ho-
hergruppierung erflllt wurden. Im Rahmen dezentraler Ressourcenverantwortung kommt der Berichtspflicht der ein-
zelnen Fachbereiche erhéhte Bedeutung zu. Dies gilt auch fiir die Umsetzung der Gemeinschaftsaufgaben Gleich-
stellung von Frau und Mann und der Frauenforderung.

Die einzelnen Fachbereiche legen der Verwaltungsleitung und dem Rat alle 3 Jahre regelmaldig einen Bericht zur
Umsetzung des Frauenférderplanes vor. Dieser Bericht ist in ein zu entwickelndes Gesamtsberichtswesen zu inte-
grieren. Hierbei ist insbesondere die Zielquote gem. § 6 Abs. 3 LGG zu Uberpriifen.

Nach jeweils einem Jahr erfolgt eine Uberpriifung, ab die Zielvergaben eingehalten werden, um nach Maftgabe des
§ 6 Abs. 5 LGG erganzende Malknahmen ergreifen zu konnen. Bei Abweichungen sind vom Fachbereich sowohl
Griinde fir die nicht erfolgte Umsetzung zu benennen als auch eine neue Zielvorgabe festzulegen.
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Der Umsetzungsbericht ist der Gleichstellungsbeauftragten drei Monate vor Ein-bringen in den Rat vorzulegen,
damit ausreichend Zeit fiir eine Recherche bleibt. Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt zu dem vorgelegten Bericht
Stellung und schlagt ggf. geeignete MalRnahmen fur die Zukunft vor. Die Stellungnahme ist als Bestandteil dem
Bericht beizufiigen, der den politischen Gremien vorgelegt wird.

IV. Gleichstellungsbeauftragte

Die Gleichstellungsbeauftragte kontrolliert die Umsetzung des Artikels 3 Grundgesetz, das Landesgleichstellungsge-
setz von Nordrhein-Westfalen sowie die Umsetzung des vorliegenden Frauenférderplanes. Sie unterstitzt die Ver-
waltungsleitung und die Personalverantwortlichenin den Fachbereichen bei der Erfiilllung der hierin verankerten
Rechte sowie bei der Entwicklung neuer Gbergreifender bzw. dienststellenbezogener Mallnahmen.

Zur effektiven Erfiillung der Aufgaben ist die Gleichstellungsbeauftragte der Blirgermeisterin direkt unterstellt.

Der Gleichstellungsbeauftragten stehen u. a. folgende Kompetenzen zu:

1. fachliche Weisungsfreiheit

e

NGk

8.

9.

rechtzeitige Information tiber frauenrelevante Angelegenheiten, sodass die Position der Gleichstellungsbeauftragten
Eingang in die Verwaltungsmeinung finden kann

Beteiligung an allen generellen personalwirtschaftlichen, organisatorischen und sozialen Mal3nahmen
Beteiligung an allen Auswahl- und Stellenbesetzungsverfahren

Akteneinsichtsrecht

Widerspruchsrecht mit aufschiebender Wirkung

Teilnahme an allen Arbeitsgruppen und verwaltungsinternen Gremien einschlieBlich der Vorstandskonferenz,
soweit es Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frau und Mann haben kénnte

Teilnahme an den Sitzungen des Rates und der Ausschiisse einschlieBlich nichtoffentlicher Sitzungen
Erstellen von Vorlagen

10.Gelegenheit zur Stellungnahme/Rederecht
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Sollte es zwischen den fiir Personalentscheidungen zusténdigen Stellen und der Gleichstellungsbeauftragten zu
unterschiedlichen Auffassungen tber eine Stellenbesetzung kommen, ist der Blirgermeisterin personlich oder im
Verhinderungsfall seiner/seinem Vertreter(in) im Amt zu berichten. Abweichende Stellungnahmen sind in die Vorla-
gen an die politischen Vertretungen aufzunehmen.

V. Inkrafttreten/Bekanntmachung
Der novellierte Frauenforderplan trittam ... e in Kraft.

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten ein Exemplar des Frauenférderplanes.
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Anhang 1
Beschiftigtenanalyse

Die nun folgende Ist-Analyse gibt detailliert Auskunft Uber die Beschéftigtenstruktur der Stadtverwaltung Rheine
und ist wie folgt gegliedert:

1. Organigramm der Stadtverwaltung RR@INE ........cc...c ot 32
2. Gesamtzahl der Beschaftigten gEBE.................. QEEEL s -+ -+++roersrrerseresimrmnssrernariannsriessnsensesasess

3. Gesamtzahl der Beschéaftigten in den einzelnen Besoldungs-,
Vergitungs- und Lohngruppen@iiiiih, ..o i K

4. Fachbereichsbezogene Beschaftigtenanalyse ...

5. Beschaftigtenanalyse anhand von Funktionsbereichen ...
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Zahlenspiegel Frauenforderplan
Anlage zu 357/10

Stichtag: 31.12.2009

Funktionsbereich 1 (mittlerer nichttechnischer Verwaltungsdienst; Erzieher/innen; Angestellt in Bibliotheken)

Beschiftigte insg.

davon zum Stichtag

vollzeitbeschiftig

t

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (>= 50 %)

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (< 50 %)

Frauen | Quote Frauen Frauen Frauen
insg. | Ménner | Frauen in % LGG insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in % insg. [ Ménner | Frauen in %

A 09mDz 4 1 3 75% JA 1 1 0% 3 3 100% 0
A 09mD 6 5 1 17% | NEIN 5 5 0% 1 1 100% 0
A 08 14 2 12 86% JA 6 2 4 67% 7 7 100% 1 1 100%
A 07 8 1 7 88% JA 5 1 4 80% 3 3 100% 0
EG 9 7 3 4 57% JA 5 3 2 40% 2 2 100% 0
EG 8 50 6 44 88% JA 21 6 15 71% 23 23 100% 6 6 100%
EG 6 63 4 59 94% JA 21 4 17 81% 27 27 100% 15 15 100%
EG 5 29 4 25 86% JA 3 3 100% 9 9 100% 17 4 13 76%
Sekr.Anw. 0 0 0 0 0 0
Auszubild. 11 3 8 73% JA 11 3 8 73% 0 0
Summe 192 29 163 85% JA 78 25 53 68% 75 0 75 100% 39 4 35 90%

0T/LS€ nz sbejuy

:‘I'IN
Q
Q
c =
™ 0D
3 2
=h
O:
=S
Q 0
&
=
S =
Q
=}



Funktionsbereich 2 (gehobener nichttechnischer Verwaltungsdienst o. Beschaftigte im Bereich SGB II, SGB XII, AsylBewlLG; Beschiftigte

Beschdftigte insg.

davon zum Stichtag

vollzeitbeschiftig

t

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (>= 50 %)

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (< 50 %)

Frauen | Quote Frauen Frauen Frauen
insg. | Ménner | Frauen in % LGG insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in %
A 13gD 2 2 0 0% | NEIN 2 2 0% 0 0
A12 19 16 3 16% | NEIN 17 15 2 12% 2 1 1 50% 0
A1l 26 13 13 50% JA 15 10 5 33% 9 3 6 67% 2 2 100%
A10 19 8 11 58% JA 13 8 5 38% 3 3 100% 3 3 100%
EG 12 3 2 1 33% | NEIN 2 2 0% 1 1 100% 0
EG 11 7 5 2 29% | NEIN 7 5 2 29% 0 0
EG 10 8 3 5 63% JA 7 3 4 57% 1 1 100% 0
EG 9 12 3 9 75% JA 8 3 5 63% 4 4 100% 0
Ins.Anw. 5 3 2 40% | NEIN 5 3 2 40% 0 0
Summe 101 55 46 46% | NEIN 76 51 25 33% 20 4 16 80% 5 0 5 100%

Funktionsbereich 3 (gehobener nichttechnischer Verwaltungsdienst im Bereich SGB II, SGB XII, AsylBewLG)

Beschdftigte insg.

davon zum Stichtag

vollzeitbeschiftig

t

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (>= 50 %)

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (< 50 %)

Frauen | Quote Frauen Frauen Frauen
insg. | Ménner | Frauen in % LGG insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in %

A 13gD 1 1 0 0% | NEIN 1 1 0% 0 0
A1l1l 4 3 1 25% | NEIN 4 3 1 25% 0 0
A 10 25 12 13 52% JA 21 11 10 48% 3 3 100% 1 1 0%
EG 10 2 2 0 0% | NEIN 2 2 0% 0 0
EG 9 11 4 7 64% JA 8 4 4 50% 3 3 100% 0
Summe 43 22 21 49% | NEIN 36 21 15 42% 6 0 6 100% 1 1 0 0%

in der EDV)



Funktionsbereich 4 (héherer nichttechnischer Verwaltungsdienst)

Beschdftigte insg.

davon zum Stichtag

vollzeitbeschiftig

t

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (>= 50 %)

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (< 50 %)

Frauen | Quote Frauen Frauen Frauen
insg. | Ménner | Frauen in % LGG insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in %
A 16 1 1 0 0% | NEIN 1 1 0% 0 0
A 15 4 4 0 0% | NEIN 4 4 0% 0 0
A 14 2 2 0 0% | NEIN 2 2 0% 0 0
A 13hD 2 1 1 50% JA 1 1 0% 1 1 100% 0
EG 15 2 2 0 0% | NEIN 2 2 0% 0 0
EG 14 1 0 1 100% JA 1 1 100% 0 0
EG 13 1 0 1 100% JA 0 1 1 100% 0
Summe 13 10 3 23% | NEIN 11 10 1 9% 2 0 2 100% 0 0 0

Funktionsbereich 5 (Dipl.-Sozialarbeiter/innen, -padagogen/innen)

Beschiftigte insg.

davon zum Stichtag

vollzeitbeschiftig

t

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (>= 50 %)

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (< 50 %)

Frauen | Quote Frauen Frauen Frauen
insg. | Ménner | Frauen in % LGG insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in % insg. [ Ménner | Frauen in %
A1l12 1 1 0% | NEIN 1 1 0% 0 0
S 18 1 1 0 0% | NEIN 1 1 0% 0 0
S17 2 2 0 0% | NEIN 2 2 0% 0 0
S 15 11 8 3 27% | NEIN 8 7 1 13% 3 1 2 67% 0
S 14 12 0 12 100% JA 4 4 100% 8 8 100% 0
S12 5 1 4 80% JA 2 1 1 50% 3 3 100% 0
S11 9 1 8 89% JA 3 1 2 67% 6 6 100% 0
Praktikum 1 0 1 100% JA 1 1 100% 0 0
Summe 42 14 28 67% JA 22 13 9 41% 20 1 19 95% 0 0 0




Funktionsbereich 6 (Techniker, techn. Angestellte ,, mittlerer Dienst™)

Beschiftigte insg. davon zum Stichtag davon zum Stichtag davon zum Stichtag
vollzeitbeschiftigt teilzeitbeschiftigt (>= 50 %) teilzeitbeschiftigt (< 50 %)
Frauen | Quote Frauen Frauen Frauen
insg. | Ménner | Frauen in % LGG insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in %

EG 9 6 5 1 17% | NEIN 6 5 1 17% 0 0
EG 8 2 0 2 100% JA 1 1 100% 0 1 1 100%
EG 6 8 5 3 38% | NEIN 7 5 2 29% 1 1 100% 0
Ausbildung 2 1 1 50% JA 2 1 1 50% 0 0
Summe 18 11 7 39% | NEIN 16 11 5 31% 1 0 1 100% 1 0 1 100%

Funktionsbereich 7 (Technische Angestellte, Techniker/innen, Ingenieure/innen ,gehobener Dienst")

Beschdftigte insg.

davon zum Stichtag

vollzeitbeschiftig

t

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (>= 50 %)

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (< 50 %)

Frauen | Quote Frauen Frauen Frauen
insg. | Ménner | Frauen in % LGG insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in %
A12 2 1 1 50% JA 2 1 1 50% 0 0
A1l 1 1 0 0% | NEIN 1 1 0% 0 0
EG 12 7 2 5 71% JA 6 2 4 67% 1 1 100% 0
EG 11 9 8 1 11% | NEIN 8 7 1 13% 1 1 0% 0
EG 10 2 1 1 50% JA 1 1 0% 1 1 100% 0
Summe 21 13 8 38% | NEIN 18 12 6 33% 3 1 2 67% 0 0 0




Funktionsbereich 8 (technische Angestellte, Techniker/innen, Ingenieure/innen , héherer Dienst")

Beschdftigte insg.

Frauen

davon zum Stichtag

vollzeitbeschiftig

t

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (>= 50 %)

davon zum Stichtag

teilzeitbeschiftigt (< 50 %)

Quote Frauen Frauen Frauen
insg. | Ménner | Frauen in % LGG insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in %
A 15 1 1 0 0% | NEIN 1 1 0% 0 0
A 14 0 0 0 0 0 0
A 13hD 2 2 0 0% | NEIN 2 2 0% 0 0
EG 13 2 1 1 50% JA 2 1 1 50% 0 0
Summe 5 4 1 20% | NEIN 5 4 1 20% 0 0 0 | #DIV/0! 0 0 0
Funktionsbereich 9 ((Schul)Hausmeister/innen, Hauswarte/innen)
Beschdftigte insg. davon zum Stichtag davon zum Stichtag davon zum Stichtag
vollzeitbeschiftigt teilzeitbeschiftigt (>= 50 %) teilzeitbeschiftigt (< 50 %)
Frauen | Quote Frauen Frauen Frauen
insg. | Ménner | Frauen in % LGG insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in % insg. | Ménner | Frauen in %
EG 6 17 17 0 0% | NEIN 17 17 0% 0 0
EG 5 14 13 1 7% | NEIN 14 13 1 7% 0 0
EG 4 8 3 5 63% JA 4 3 1 25% 4 4 100% 0
EG 3 3 1 2 67% JA 2 1 1 50% 1 1 100% 0
Summe 42 34 8 19% | NEIN 37 34 3 8% 5 0 5 100% 0 0 0




Gesamtzahl der tariflich Beschiftigten in den einzelnen Entgeltgruppen (Stichtag 31.12.2009)

Beschiftigte insg.

davon zum Stichtag

davon zum Stichtag

davon zum Stichtag

vollzeitbeschiftigt

teilzeitbeschiftigt (>= 50 %)

teilzeitbeschaftigt (< 50 %)

Quote

Mé&nnen Frauen in %| LGG | insg. [Md@nnelFrauen|Frauen in %] insg. |[MdnnerFrauen|Frauen in %| insg. Frauen|Frauen in %
15 3 NEIN 3 3
14 100%|JA 2 2 100%
13 2 75%|JA 6 2 4 67% 2 2 100%
12 5 58%]|JA 12 5 7 58%
11 13 19% |NEIN 16 13 3 19%
10 6 50%|NEIN 10 6 4 40% 1 1 100% 1 1 100%
09 28 58%(JA 35 20 15 43% 12 1 11 92% 19 12 63%
08 7 87%(JA 22 7 15 68% 26 26 100% 6 6 100%
06 25 72%|JA 42 25 17 40% 29 29 100% 19 19 100%
05 16 65%(JA 21 16 5 24% 11 11 100% 14 14 100%
04 3 63%([JA 3 2 1 33% 3 1 2 67% 2 2 100%
03 2 67%|(JA 4 1 3 75% 1 1 100% 1
02 100%|JA 12 12 100% 8 8 100%
01 1 NEIN 1 1
S18 1 NEIN 1 1
S17 2 NEIN 2 2
S15 8 3 27%|NEIN 8 8 3 3 100%
S14 13 100%|JA 3 3 100% 10 10 100%
Sl12a 1 1 50%|NEIN 1 1 1 1 100%
S12 3 100%|JA 2 2 100% 1 1 100%
Slla 1 6 86%|[JA 2 1 1 50% 4 4 100% 1 1 100%
S11 1 100%|JA 1 1 100%
Ausb. 4 9 69%|[JA 13 4 9 69%
Praktikant 1 2 100%|JA 4 1 3 75%
b3 129| 271 68% |JA 211| 118 3 44%| 118 3| 115 97% 72 64 89%




Gesamtzahl der Beamten in den einzelnen Besoldungsgruppen (Stichtag 31.12.2009)

Beschiftigte insg. davon zum Stichtag davon zum Stichtag davon zum Stichtag
— vollzeitbeschiftigt teilzeitbeschéftigt (>= 50 %) teilzeitbeschaftigt (< 50 %)
Q

insg. |[MdnnefFrauen|Frauen in %| LGG [ insg. [MdnnenFrauen|Frauen in %] insg. |M&nneiFrauen|Frauen in %| insg. [MdnnefFrauen|Frauen in %
B7 1 1 100%|JA 1 1 100%
B3 2 1 1 50% |NEIN 2 1 1 50%
Al6 1 1 NEIN 1 1
Al5 3 3 NEIN 3 3
Al4 5 5 NEIN 5 5
Al13gD 2 2 NEIN 2 2
Al3 8 7 1 13% |NEIN 8 7 1 13%
Al2 21 18 3 14%|NEIN 19 17 2 11% 2 1 1 50%
All 35 20 15 43% |NEIN 22 16 6 27% 10 4 6 60% 3 3 100%
Al0 48 21 27 56%]JA 38 20 18 47% 8 1 7 88% 2 2 100%
A9 4 3 1 25%|NEIN 4 3 1 25%
A8 31 16 15 48% |NEIN 23 16 7 30% 7 7 100% 1 1 100%
A9mD 14 10 4 29% |NEIN 10 10 4 4 100%
A7 42 32 10 24%|NEIN 39 32 7 18% 3 3 100%
A6 1 1 100%|JA 1 1 100%
Anw. gD 5 3 2 40% |[NEIN 5 3 2 40%
Anw. mD 4 3 1 25%|NEIN 4 3 1 25%
b3 227| 145| 82 36% |NEIN| 187( 139( 48 26%| 34 6| 28 82% 6 6 100%
Gesamtsummen
tar.B. 399| 129| 271 68%[JA 211] 118 93 44%| 118 3] 115 97% 72 8 64 89%
Beamte 227 145 82 36%|NEIN| 187 139 48 26% 34 6 28 82% 6 6 100%
b3 626| 274| 353 56%|JA 398| 257| 141 35%]| 152 9| 143 94%| 78 8| 70 90%




	Frauenförderplan 1 + 2 + 3.pdf
	Frauenförderplan 1 + 2.pdf
	Frauenförderplan.pdf
	Anlage.pdf
	2009_Zahlenspiegel_Frauenf_366rderplan.pdf

	StatistikenPersonal.xls.pdf

	Torte.pdf

	tvs@rheine de_20100624_095205.pdf



